
„Die Kasse ist leer“
Deshalb will Landrat Stefan Dallinger den Kommunen tiefer in die Tasche greifen – Hebesatz für Kreisumlage soll um 5,25 Prozentpunkte steigen

Von Alexander Albrecht

Weinheim. Stefan Dallinger ist fast am
Ende angekommen, da lässt der Landrat
am Dienstagnachmittag in seiner Haus-
haltsrede die Katze aus dem Sack. Der
Rhein-Neckar-Kreis will sich einen kräf-
tigen Schluck aus der Pulle seiner
54 Städte und Gemeinden genehmigen.
Ein leichtes Raunen geht durch die Rei-
hen der Kreisräte in der Weinheimer
Stadthalle, manch ungläubiger Blick und
vor allem betretenes Schweigen, als Dal-
linger verkündet: Der Hebesatz für die
Kreisumlage soll im nächsten Jahr um
5,25 auf 32,75 Prozentpunkte steigen.
Noch handelt es sich um einen Entwurf,
der nun in den Fachausschüssen Posten
für Posten besprochen wird. Das letzte
Wort hat der Kreistag bei seiner Sitzung
am 17. Dezember in Sinsheim.

*
Viel Spielraum sieht Dallinger aller-

dings nicht. „Die Kasse ist leer!“, sagt er
mit Blick auf die Zahlen, die es in sich ha-
ben. Hatte der Landrat in den vielen gu-
ten Vorjahren noch seine Reden bei-
spielsweise „Mit Zuversicht nach vorne“
überschrieben, so lautet der Titel in die-
sem Jahr „Die Quadratur des Kreises“.
Er hätte sie auch nach dem Luther-Zitat
„Hier stehe ich und kann nicht anders!“
benennen können. Seit Ende 2021 hat der
Kreis Rücklagen in Höhe von 104 Mil-
lionen Euro abgevespert. Wie konnte es
innerhalb eines so kurzen Zeitraums so
weit kommen? Diese Frage wirft Dal-
linger selbst auf und versucht sie in sechs
großen Themenblöcken zu beantworten.

Wer bestellt, der zahlt auch? In
der Praxis sieht’s anders aus

Der erste dreht sich um das Konnexi-
tätsprinzip. Hinter dem sperrigen Wort
verbirgt sich der Grundsatz: Wer bestellt,
zahlt auch. So weit die Theorie. In der
Praxis erhöht etwa der Bund – und das ist
auch wünschenswert – die Standards von
Hilfen für Kinder und Jugendliche oder
ermöglicht Menschen mit einer Behinde-
rung mehr Teilhabe. Mit den Mehrkosten
werden Kommunen und Kreisen häufig
alleine gelassen, die Aufgaben zählen ja
zu ihrem Verantwortungsbereich.

In Baden-Württemberg hat zwar eine
„Entlastungsallianz“ aus Landesregie-
rung sowie den Kommunal- und Wirt-

schaftsverbänden Ende 2023 ihre Arbeit
aufgenommen und will Bürokratie ab-
bauen. Dennoch klingt bei Dallinger
Skepsisan,wennersagt:„Ichbinnunbald
40 Jahre im öffentlichen Dienst und habe
schon viele Entbürokratisierungsversu-
che miterlebt. Es ist schwierig, an den Er-
folg zu glauben.“ Viel Platz in Dallingers
Rede nehmen natürlich die vier GRN-
Kliniken ein, die das vergangene Jahr mit
einem Rekorddefizit von mehr als 27 Mil-
lionen Euro abgeschlossen haben. „Das in
gar keiner Weise selbst verschuldet ist“,
schiebt der Landrat hinterher.

Einmalzahlungen von Bund und Län-
dern reichten nicht aus, Preissteigerun-
gen in den wirtschaftlich schwer ange-
schlagenen Krankenhäusern von Flens-
burg bis Konstanz auszugleichen. Viel-
mehr geht Dallinger davon aus, dass der
Kreis zwischen 2023 und 2028 mit vor-
aussichtlich rund 120 Millionen Euro
Verluste abdecken muss, damit der Kli-
nikverbund nicht insolvent wird.

Was den Landrat – und nicht nur
ihn – ärgert: dass Bundesgesundheitsmi-
nister Karl Lauterbach vor seiner Kli-
nikreform eine „Auswirkungsanalyse“

versprochen habe, diese aber bislang
schuldig geblieben ist. Daher hätten rund
20 Kliniken aus der Metropolregion die
Zügel selbst in die Hand genommen und
ein externes Gutachten beauftragt, um
das Angebot ihrer Versorgung gemein-
sam zu gestalten, aufeinander abzustim-
men und Schwerpunkte festzuzurren.

An Klimazielen
wird nicht gerüttelt

Bei der Unterbringung Geflüchteter
hat sich die Situation etwas entspannt.
Zugleich drängt Dallinger darauf, dass
die Kosten in Stuttgart beglichen wer-
den.HierzögensichdieErstattungenüber
mehrere Jahre hin, so sei die Abrech-
nung für 2019 erst vor mehreren Wochen
erfolgt und bezifferten sich die rück-
ständigen Zahlungen mittlerweile auf
17 Millionen Euro.

Ja, und dann will der Rhein-Neckar-
Kreis bis 2035 auch klimaneutral wer-
den und müsste für die Sanierung seiner

Gebäude einen dreistelligen Millionen-
betrag in die Hand nehmen, wie Dallin-
ger kürzlich im RNZ-Interview sagte.

Schließlich präsentiert er dem Ple-
num die vorläufige Rechnung: Damit der
Kreis die gesetzlich vorgeschriebene
Mindestliquidität Ende nächsten Jahres
erreicht, muss bis dahin ein Überschuss
von 16,5 Millionen Euro her. Dazu be-
darf es der höheren Umlage, da der Kreis
selbst keine eigene, an Wachstum orien-
tierte Einnahmequelle hat. Mehr denn je
sei der Haushalt von fremden Faktoren
beeinflusst. Und doch, so Dallinger, dür-
fe der Kreis seine Schulgebäude, Straßen
und Bildungsprojekte nicht vernachläs-
sigen, „nur weil wir von Bund oder Land
in vielen Bereichen nicht auskömmlich
finanziert werden“.

Auf die anstehenden Diskussionen
freue er sich, meint der Landrat. Lachen
im Saal. Im Foyer vor dem Saal wartet
auf die Kreisräte das Büffet, unter den
Deckeln der Blechkisten dampft es be-
reits mächtig. „Guten Appetit“ rufen sich
die Kommunalpolitiker zu – sofern ihnen
dieser nach der Sitzung nicht schon ver-
gangen ist. > S. weiterer Artikel

Der Kreistag bei seiner Sitzung am Dienstagnachmittag in der Weinheimer Stadthalle. Foto: alb

Dicker Zuschuss
fürGRN-Kliniken
Kreistag gewährt neun Millionen
Euro, um Defizit auszugleichen

Weinheim. (alb) Die Kämmerei des Rhein-
Neckar-Kreises strotzte ja schon nicht
gerade vor Optimismus, als sie den so-
genannten Bilanzverlust für den GRN-
Klinikverbund mit 15 Millionen Euro
veranschlagte. Inzwischen liegt das Zah-
lenwerk vor – und es kommt noch dicker.
Damit das tatsächliche Defizit von knapp,
24,1 Millionen Euro ausgeglichen wird,
schießt der Kreis rund 9,1 Millionen Euro
zu. Das hat der Kreistag am Dienstag be-
schlossenundzusätzlichderGRNgGmbH
gestattet, ein Darlehen von 600 000 Euro
außerplanmäßig aufzunehmen.

Das Geld fließt in das Eberbacher
Krankenhaus, genauer gesagt: in ein me-
dizinisches Versorgungszentrum für
Gastroenterologie. Im Landratsamt hat-
te man befürchtet, dass nach Freiwerden
des Arztsitzes im Neckarstädtchen Pa-
tienten zu Spezialisten oder – bei statio-
närer Aufnahme – in Kliniken in Hei-
delbergüberwiesenwerden.Dashätteden
Standort Eberbach unattraktiver und vor
allem noch unrentabler gemacht.

Der dicke Bilanzverlust ist aus Sicht
von Landrat Stefan Dallinger und einer
großen Mehrheit der Kreisräte nicht
hausgemacht. „Es liegt nicht an Manage-
mentfehlern“, sagte der Behördenchef.
Das Defizit resultiere aus wachsenden
Personalkosten aus Tarifverhandlungen
bei nur unwesentlich höheren Umsätzen.

Wie der Landrat ärgerten sich auch
Sprecher der Fraktionen über die man-
gelnde finanzielle Unterstützung aus
Stuttgart und Berlin. Maik Brandt (CDU)
fürchtete stellvertretend ein Klinikster-
ben in Deutschland, das habe Gesund-
heitsminister Karl Lauterbach bei seiner
Reform selbst angekündigt. Gerade klei-
nere und mittlere Standorte – wie eben
die vier Häuser im Kreis – stünden unter
einem enormen Kostendruck.

Doch es hilft alles nichts: Der GRN-
Verbund muss auch bei sich selbst an-
setzen. Die Doppelspitze Katharina Elbs
und Judith Masuch – denen die Kreisräte
viel Lob für ihr Engagement zollten – er-
arbeiten aktuell Vorschläge, wie die
Krankenhäuser etwas profitabler wer-
den können. Diese sollen, vermutlich im
November, dem Aufsichtsrat der GRN-
Kliniken vorgelegt werden. Anschließend
will das Landratsamt den Kreisräten in
einem Workshop die Pläne „komprimiert
erklären“, wie Dallinger am Dienstag an-
kündigte.ZweistelligeDefizitekönneund
wolle man „nicht ewig“ ausgleichen, hieß
es aus dem Gremium.
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